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(Rr. 12475.) Geſetz über die vorläufige Regelung der Gemeindewahlen. Vom 9. April 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


81. 

Die Gemeindevertretungen der Städte- und Landgemeinden ſind bis zum 30. November des 
Kalenderjahrs 1923 neu zu wählen. Den Wahltag, welcher ein Sonntag ſein muß, beſtimmt 
der Landtag. Über die Dauer der Wahlzeit wird in den neuen Gemeindeverfaſſungsgeſetzen Be— 
ſtimmung getroffen werden. 

82 


() Wahlberechtigt ſind alle über 20 Jahre alten reichsdeutſchen Männer und Frauen, die 
ſeit ununterbrochen 6 Monaten ihren Wohnſitz im Gemeindegebiete haben. Wählbar ſind diejenigen 
Wahlberechtigten, die das 25. Lebensjahr vollendet haben. Für die Vorausſetzung der Wahl— 
berechtigung und der Wählbarkeit iſt der Wahltag maßgebend. 

(2) Wahlberechtigt und wählbar iſt nicht: 

1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder wegen geiſtiger Gebrechen 
unter Pflegſchaft ſteht; ö 
2. wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt. 

(2) Die Ausübung der Wahlberechtigung ruht für die Soldaten während der Dauer der 
Zugehörigkeit zur Wehrmacht. i a 

(4) Behindert in der Ausübung ihres Wahlrechts ſind Perſonen, die wegen Geiſteskrankheit 
oder Geiſtesſchwäche in einer Heil- oder Pflegeanſtalt untergebracht find, ferner Straf- und Unter 
ſuchungsgefangene ſowie Perſonen, die infolge gerichtlicher oder polizeilicher Anordnung in Ver— 
wahrung gehalten werden. Ausgenommen ſind Perſonen, die ſich aus politiſchen Gründen in 
Schutzhaft befinden. 

15 Wahlberechtigung und Wählbarkeit gehen verloren, wenn eine ihrer Vorausſetzungen 
wegfällt. 

(e) Die durch feindliche Maßnahmen aus den beſetzten Gebieten verdrängten wählbaren und 
wahlberechtigten Perſonen ſind unbeſchadet ihrer Wahlberechtigung und Wählbarkeit an ihrem 
Wohnſitz auch da wahlberechtigt und wählbar, wo ſie ſich am Wahltage aufhalten. 
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Ausgegeben zu Berlin den 14. April 1923. 
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(1) Zur Ausübung des Wahlrechts iſt die Eintragung in die rechtsgültig feſtgeſtellte Bürger⸗ 
liſte, im Falle des $ 2 Abſ. 6 ein Wahlſchein erforderlich. In die Bürgerliſte ift einzutragen, wer 
am Wahltage gemäß § 2 wahlberechtigt iſt. 

(2) Die Bürgerliſte iſt ſpäteſtens fünf Wochen vor dem Wahltag zwei Wochen lang öffentlich 
auszulegen. Der Gemeindevorſtand gibt Ort und Zeit öffentlich bekannt und weiſt auf die Ein- 
ſpruchsfriſt hin. Einſprüche ſind bis zum Ablauf der Auslegungsfriſt bei dem Gemeindevorſtand 
anzubringen; erachtet er einen Einſpruch nicht für begründet, ſo hat er dieſen unverzüglich, ſpäteſtens 
innerhalb einer Woche nach Ablauf der Auslegungsfriſt, der Beſchlußbehörde vorzulegen, welche 
darüber binnen zwei Wochen endgültig beſchließt. Hierauf wird die Bürgerliſte geſchloſſen. 


8 4. i 
Die Zahl der Stadtverordneten muß mindeſtens elf betragen. Dieſe Grundzahl kann durch 
Ortsſatzung erhöht werden i 


bis zu 15 000 Einwohnern für jede angefangenen 1000, 
bei mehr als 15 000 bis zu 30 000 Einwohnern für jede angefangenen weiteren 2 000 


» » » 30000 » » 60 000 » » » 3 000 
» » » 60000 » » 300 000 Y ey » „ 10 000 
» » » 300 000 v » y » » 15 000 


um je einen Stadtverordneten, aber nicht über hundert hinaus. 


8 5 
; § 9. : 
Die Wahl ift unmittelbar und geheim. Jeder Wähler hat eine Stimme. Die Wahl er⸗ 
folgt nach den Grundſätzen des Verhältniswahlrechts nach Maßgabe einer von dem Miniſter des 


Innern zu erlaſſenden Wahlordnung. Die Verbindung von Wahlvorſchlägen und die Bildung 


von Wahlbezirken iſt unzuläſſig; zuläſſig bleibt die Bildung von Abſtimmungsbezirken. 


86. 
() Das Wahlergebnis iſt von dem Gemeindevorſtande feſtzuſtellen und öffentlich bekannt- 
zumachen. 
| (2) Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jeder Wahlberechtigte binnen zwei Wochen nach der 
Bekanntmachung bei dem Gemeindevorſtand Einſpruch erheben. 
(3) Die neue Gemeindevertretung hat über die Einſprüche ſowie über die Gültigkeit der Wahl 
von Amts wegen in folgender Weiſe zu beſchließen: i N 

1. wird die Wahl eines oder mehrerer Gewählten wegen Mangels der Wählbarkeit für 
ungültig erachtet, ſo iſt nur die Wahl dieſer Perſonen für ungültig zu erklären; 

2. wird für feſtgeſtellt erachtet, daß bei der Vorbereitung der Wahl oder bei der Wahl⸗ 
handlung Unregelmäßigkeiten vorgekommen ſind, die auf das Wahlergebnis von Einfluß 
geweſen ſein können, ſo iſt die ganze Wahl für ungültig zu erklären; 

3. wird die Feſtſtellung des Wahlergebniſſes für unrichtig erachtet, ſo iſt die Feſtſtellung 
aufzuheben und eine neue Feſtſtellung des Wahlergebniſſes anzuordnen. 


Er BITTER AS 


TREE 


(4) Gegen den Beſchluß der Gemeindevertretung ſteht dem, der den Einſpruch erhoben hat, 
und dem, deſſen Wahl für ungültig erklärt iſt, die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zu. Eine 
Klage, die infolge Zurückweiſung des. Einſpruchs erhoben wird, darf mit dem Klageantrage nicht 
über den Einſpruchsantrag hinausgehen. Die Klage hat aufſchiebende Wirkung außer in den 
Fällen, in denen die Wahl für gültig oder nur gemäß Abſ. 3 Nr. 1 für ungültig erklärt worden 
it. In letztem Falle tritt der Erſatzmann gemäß § 8 Satz 1 nicht eher ein, als der Beſchluß 
unanfechtbar geworden oder im Verwaltungsſtreitverfahren rechtskräftig beſtätigt iſt. 

6) Iſt die ganze Wahl endgültig für ungültig erklärt, ſo hat binnen längſtens drei Monaten 
eine Neuwahl ſtattzufinden. 

(6) Iſt die Feſtſtellung des Wahlergebniſſes endgültig aufgehoben, ſo hat der Gemeindevorſtand 
das Wahlergebnis neu feſtzuſtellen. Er iſt hierbei an die Grundfäße der endgültigen Eutſcheidung 
gebunden. 

(e) Auf die Bekanntmachung und die Nachprüfung des berichtigten Wahlergebniſſes (Abſ. 6) 
finden die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 4 und 6 Anwendung. 


8 5 
Fällt eine Vorausſetzung der Wählbarkeit während der Wahlzeit fort, ſo ſcheidet der Gemeinde— 
vertreter aus der Gemeindevertretung aus. Darüber, ob dieſer Fall vorliegt, beſchließt im Streit⸗ 
falle die Gemeindevertretung. Gegen den Beſchluß ſteht dem Gemeindevertreter binnen zwei Wochen 
die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zu. Die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung, jedoch 
tritt der Erſatznann gemäß § 8 nicht vor rechtskräftiger Entſcheidung ein. a 


88. 

Wenn ein Gemeindevertreter die Wahl ablehnt oder vor Ablauf der Wahlzeit ausſcheidet, 
oder wenn die Wahl eines einzelnen Gemeindevertreters für ungültig erklärt iſt, ſo tritt an ſeine 
Stelle der Bewerber, der in demſelben Vorſchlage hinter den Gewählten an erſter Stelle berufen 
iſt. Die Reihenfolge, in der die Bewerber zu berufen ſind, kann durch die Mehrheit der noch 
wahlberechtigten Unterzeichner des Wahlvorſchlages geändert werden. Die Anderung muß dem 
Gemeindevorſtande bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach Erledigung der Stelle mitgeteilt werden. 
Die Feſtſtellung des Erſatzmannes erfolgt durch den Gemeindevorſtand. Auf die Bekanntmachung 
und die Nachprüfung der Feſtſtellung finden die Vorſchriften des § 6 Abſ. 7 Anwendung. Iſt 
ein weiterer Bewerber in demſelben Wahlvorſchlage nicht vorhanden, fo bleibt der Gemeinde- 
vertreterſitz unbeſetzt. 

§ 9. 

Gleichzeitig mit der Mahlzeit der jetzigen Gemeindevertretungen endigt die Wahlzeit der im 
Amte befindlichen, auch der auf Lebenszeit gewählten unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder (Bei 
geordneten), unbeſoldeten Gemeinde— (Kirchenſpiels⸗, Dorf- und Bauernſchafts-) Vorſteher ſowie un- 
beſoldeten Schöffen. Die Neuwahlen haben alsbald nach der Neuwahl der Gemeindevertretungen 
ſtattzufinden; die Ausſcheidenden bleiben bis zur Einführung der Neugewählten im Amte. Die 
Wahlzeit der Neugewählten endigt gleichzeitig mit der Wahlzeit der neuen Gemeindevertretung; 
die Ausſcheidenden bleiben bis zur Einführung der Neugewählten im Amte. § 8 Satz 1 bis 5 
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finden entſprechende Anwendung. Iſt ein Bewerber auf dem Wahlvorſchlage nicht mehr vorhanden, 
ſo wird der Erſatzmann durch die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorſchlags und, ſoweit ſie 
nicht mehr Gemeindevertreter ſind, ihrer Erſatzmänner beſtimmt. 


8 10. 

(1) Gleichzeitig mit der Wahlzeit der Gemeindevertretungen endigt die Wahlzeit der Bürger 
meiſtereiverſammlungen in der Rheinprovinz und der Amtsverſammlungen in der Provinz Weſtfalen. 
Die ausſcheidenden Mitglieder bleiben bis zur Einführung der Neugewählten in Tätigkeit. 

(2) Die gewählten Abgeordneten der Bürgermeiſtereiverſammlungen in der Rheinprovinz und 
die gewählten Amtsverordneten der Amtsverſammlungen in der Provinz Weſtfalen werden gleich⸗ 
zeitig mit den Gemeindevertretungen neu gewählt. Die Zahl der für jede Bürgermeiſterei⸗ oder 
Amtsverſammlung zu wählenden Abgeordneten oder Amtsverordneten beſtimmt ſich nach dem zur 
Zeit geltenden Kreisausſchußbeſchluß oder Amtsſtatut. Auf die Wahl finden die $$ 2 bis 8 mit 
der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle des Wohnſitzes im Gemeindegebiete der Wohnſitz im 
Bezirk der Landbürgermeiſterei oder des Amtes tritt, und daß grundſätzlich jede Gemeinde einen 
beſonderen Wahlbezirk bildet. Gemeinden, welche nur einen Abgeordneten oder Amtsverordneten 
zu wählen haben, ſind zu Wahlbezirken zu vereinigen, die durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes ſo 
feſtzuſetzen find, daß jeder Wahlbezirk mindeſtens zwei Abgeordnete oder Amtsverordnete zu wählen hat. 

(3) Abſ. 1 und 2 finden auf die Wahl der zu wählenden Gemeindeverordneten der Kirch- 
ſpielslandgemeinden in den Kreiſen Huſum, Forderdithmarſchen und Süderdithmarſchen mit der 
Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die Zahl der für jede Kirchſpielslandgemeinde zu wählenden 
Gemeindeverordneten ſich nach dem zur Zeit geltenden Gemeindeſtatut beſtimmt. 


811 

(1) Die nach den Grundſätzen des Verhältniswahlrechts gewählten Mitglieder einer Gemeinde⸗ 
vertretung ($ 1) oder im 8 9 Satz 1 genannten Perſonen, die durch feindliche Maßnahmen in den 
beſetzten Gebieten an der Ausübung ihres Wahlauftrags oder Amtes verhindert ſind, können für 
die Dauer der Verhinderung in der Gemeindevertretung oder in ihrem Amte nach Maßgabe der 
folgenden Beſtimmungen vertreten werden. 

(e) Stellvertreter iſt der hinter den gewählten Mitgliedern oder Ehrenbeamten eines Wahl⸗ 
vorſchlags an erſter Stelle zu berufende Bewerber. § 8 Satz 2 und 3 finden Anwendung. Iſt 
ein Bewerber auf dem Wahlvorſchlage nicht mehr vorhanden, ſo kann ein Stellvertreter von der 
Mehrheit der noch wahlberechtigten Unterzeichner des Wahlvorſchlags beſtimmt werden. 

(3) Abs. 1 und 2 finden auf die Abgeordneten der Bürgermeiſtereiverſammlungen, die Amts— 
verordneten der Amtsverſammlungen und. die unbeſoldeten Beigeordneten der Landbürgermeiſtereien 
und Amter, ſoweit ſie nach den Grundſätzen des Verhältniswahlrechts gewählt ſind, ſowie auf 
die Kreistagsabgeordneten, Kreisdeputierten und die Mitglieder der Kreisausſchüſſe entſprechende 
Anwendung. 

8 12. ‚ 

(1) Die Stellen der beſoldeten Bürgermeiſter, Magiſtratsmitglieder (Beigeordneten), Gemeinde⸗ 

vorſteher und Schöffen dürfen von den bisherigen Gemeindevertretungen nur beſetzt werden, wenn 


. 
die Wahl eine Mehrheit von mindeſtens 2/3 der tatſächlich vorhandenen Mitglieder der Gemeinde⸗ 
vertretung ergeben hat. ae 

(2) Soweit die im Abſ. 1 genannten Perſonen auf Grund einer Präſentation der Gemeinde 
vertretung durch die Bürgerſchaft gewählt werden, findet auf die Präſentation durch die Gemeinde 
vertretung Abſ. 1 Anwendung; die Wahl durch die Bürgerſchaft erfolgt geheim durch verdeckte 
Stimmzettel. 5 

913. 

(1) Bis zum Inkrafttreten der neuen Landgemeindeordnung ſind erledigte Stellen von Land- 
bürgermeiſtern in der Rheinprovinz und von Amtmännern in der Provinz Weſtfalen nicht mehr 
endgültig zu beſetzen, es ſei denn, daß mindeſtens / der tatfächlich vorhandenen Mitglieder der 
Birgermeifterei- oder Amtsverſammlung ſich mit der endgültigen Ernennung eines der vom Kreis— 
ausſchuſſe vorgeſchlagenen Bewerber einverſtanden erklärt haben. 

e) Vor der kommiſſariſchen Beſtellung eines Landbürgermeiſters oder Amtmanns ſoll die 
Bürgermeiſterei⸗ oder Amtsverſammlung nach Möglichkeit gehört werden. 


8 § 14. 

(1) Soweit die in den §§ 12 und 13 genannten Perſonen bisher auf Lebenszeit gewählt 
werden können oder müſſen oder bisher auf Lebenszeit ernannt werden, wird die Wahl- oder Amts⸗ 
zeit auf 12 Jahre beſchränkt. 5 f 

(2) Soweit die im § 9 genannten Perſonen bisher auf Lebenszeit gewählt werden können 
und mitten, endigt in Zukunft ihre Wahlzeit gleichzeitig mit derjenigen der Gemeindevertretung, 
die ſie gewählt hat. N e 

815. 


Auf die Stadtgemeinde Berlin findet dieſes Geſetz keine Anwendung. 


s 816 
Ss + 
Die entgegenſtehenden Vorſchriften der Gemeindeverfaſſungsgeſetze und der ſonſtigen Geſetze 
werden aufgehoben. 
§ 17. 
Der Miniſter des Innern erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes nötigen Anweiſungen. 


818. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 9. April 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel) Braun. Severing. 


Frage 


(Nr. 12476.) Geſetz, betreffend die Verjährung und Nachforderung von Steuern für Synagogengemeinden 
i und ſonſtige jüdiſche Einrichtungen. Vom 9. April 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


ST. 
Steueranſprüche der Synagogengemeinden entſtehen, ſobald der Tatbeſtand verwirklicht iſt, an 

den das Geſetz den Anſpruch der Synagogengemeinde knüpft. Das gilt auch dann, wenn die 
Abgabenſchuld durch eine Veranlagung feſtgeſtellt werden muß. \ 


i 8 2. 
Auf die Verjährung von Steueranſprüchen der Synagogengemeinden finden die Vorſchriften 
der §§ 120 bis 126 der Reichsabgabenordnung vom 13. Dezember 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1993) 
ſinngemäß Anwendung. 


8 3. 


Nachforderungen von Steuern für Synagogengemeinden ſind unbeſchadet der Vorſchrift der 
Abſ. 2 und 3 bis zum Ablauf der Verjährungsfriſt zuläſſig. 


Iſt dem Steuerpflichtigen ein ſchriftlicher Veranlagungs- oder Freiſtellungsbeſcheid erteilt oder 
hat ſeine Veranlagung in einer offengelegten Heberolle ſtattgefunden, ſo iſt — abgeſehen von den 
Fällen der ſtrafbaren Hinterziehung — eine Neuveranlagung nur zuläſſig, wenn neue Tatſachen 
und Beweismittel bekanntwerden, die eine höhere Veranlagung rechtfertigen. 

Geſchieht die Beſteuerung in der Form von Zuschlägen zu Reichs⸗ oder Staatsſteuern, fo 
zieht eine auf Grund der Reichs- oder Staatsgeſetze erfolgte Erhöhung oder Ermäßigung der Reichs⸗ 
oder Staatsſteuern die entſprechende Anderung der Veranlagung der an die Synagogengemeinde zu 
entrichtenden Steuer nach ſich. In allen Fällen, in denen auf Grund der Reichs- oder Staats— 
geſetze eine Steuer für eine zurückliegende Zeit feſtgeſtellt wird, find die entſprechenden Steuer⸗ 
zuſchläge an die Synagogengemeinden nachzuzahlen. 


9 4. 


Die Vorſchriften der SS 1 und 2 finden keine Anwendung auf Steueranſprüche, die bereits 
vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes verjährt ſind. Doch können die Synagogengemeinden, ſoweit 


ihnen durch dieſes Geſetz ein Nachbeſteuerungsrecht gewährt wird, davon mit rückwirkender Kraft 
vom Beginne des Steuerjahrs 1921 Gebrauch machen. 


8 5. 5 
Die Vorſchriften der $$ 1 bis 4 dieſes Geſetzes finden auf die Abgaben der Iſraeliten in 
der Provinz Hannover an Synagogenverbände ſowie zu der Beſoldung und zu den Reiſekoſten des 
Landrabbiners (88 4 ff., 70 der hannoverſchen Bekanntmachung, das jüdiſche Synagogen-, Schul⸗ 
und Armenweſen betreffend, vom 19. November 1844, Geſetzſammlung für das Königreich Hannover 
J. Abteilung Nr. 6 S. 43 ff.) entſprechende Anwendung. 
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$ 6. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden im Geltungsbereiche der kurheſſiſchen Verordnung, die 
gemeinheitlichen Verhältniſſe der Iſraeliten betreffend, vom 30. Dezember 1823 (Sammlung von 
Geſetzen uſw. für Kurheſſen 1823 Nr. 12) keine Anwendung. 

Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung wird jedoch ermächtigt, die Vor⸗ 
ſchriften der 88 1 bis 3 und 4 Satz 1 auch für dieſes Gebiet in Kraft zu ſetzen und dabei zu 
beſtimmen, daß die genannten Vorſchriften auf die Abgaben der dortigen Iraſeliten wegen ihrer 
geſamtſchaftlichen Schuldverhältniſſe (8 38 Abſ. 1 der im Abſ. 1 bezeichneten Verordnung) ent⸗ 
ſprechende Anwendung finden. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 9. April 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Siegel.) Braun. Boelitz. 


Gr. 12477.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes, betreffend die Bereitſtellung weiterer Geldmittel für die 

ERTL nach dem Geſetze vom 12. Auguſt 1905 (Geſetzſamml. S. 335) durchzuführende Regelung 
der Hochwaſſer⸗, Deich⸗ und Vorflutverhältniſſe an der oberen und mittleren Oder, vom 
12. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 341). Vom 9. April 1923. N N 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Einziger Artikel. 

Im 8 3 des Geſetzes, betreffend die Bereitſtellung weiterer Geldmittel für die nach dem 
Geſetze vom 12. Auguſt 1905 (Geſetzſamml. S. 335) durchzuführende Regelung der Hochwaſſer⸗ 
Deich⸗ und Vorflutverhältniſſe an der oberen und mittleren Oder, vom 12. Januar 1921 erhält 
der Abſ. 1 folgende Faſſung: 

(1) Zur Gewährung von Beihilfen aus Anlaß der durch die Hochwaſſer im Jahre 
1920 im Oder, Warthe- und Netzebruch ſowie in der Oderniederung in Schleſien und 
Brandenburg herbeigeführten Beſchädigungen wird dem Staatsminiſterium ein Betrag 
von 20 Millionen Mark zur Verfügung geſtellt. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. f n 

Berlin, den 9. April 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Giegek) Braun. v. Richter. Wendorff. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1% 


[6] 


i 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Februar 1923, betreffend die Genehmigung 
der von der 53. Generalverſammlung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft am 26. Januar 1923 
beſchloſſenen Satzungsänderungen, durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 10 S. 88, 
ausgegeben am 3. März 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Februar 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Bottrop für die Anlage eines neuen Friedhofs, durch das 
Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 12 S. 76, ausgegeben am 24. März 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. März 1923, betreffend die Verleihung des 


Euteignungsrechts an die Veſtiſchen Kleinbahnen, G. m. b. H. in Herten (Weſtfalen), für den Bau 
der Straßenbahnſtrecke von Meckinghoven über Waltrop nach Brambauer, durch das Amtsblatt der 
Regierung in Münſter Nr. 12 S. 76, ausgegeben am 24. März 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. März 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Firma C. Reinbold, G. m. b. H. in Rhünda, für die Errichtung und den 
Betrieb einer Drahtſeilbahn, durch das Amtsblatt der Regierung in Caſſel Nr. 12 S. 71, ausgegeben 
am 24. März 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. März 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Gewerkſchaft Veſta in Großkayna bei Frankleben für die Erweiterung der 


Abraumhalde ihres Grubenfeldes Veſta, durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 13 
S. 82, ausgegeben am 31. März 1923. : 


Nedigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


